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Anlage 4 zu GD 277/15 

Stellungnahme der Verwaltung auf schriftliche Anträge und Schreiben von 
Gemeinderatsmitgliedern und Fraktionen (inkl. der zugehörigen Anträge) 

 

Anträge 

 

I). Um Kenntnisnahme wird gebeten 

· Bericht über die Entwicklung einer agilen APP für Sehenswürdigkeiten in 
Zusammenarbeit mit der UNT. 

· Bericht über die Ergänzung des Bürgerinformationssystems im Hinblick auf Anfragen des 
Gemeinderats. 

· über die begonnene elektronische Archivierung zur Konservierung von Wissen & 
historischen Unterlagen nach GD 175/15. 

· Bericht zur Überlassung von Haushaltsdaten als Haushaltsplan und als Rohdaten zur 
Visualisierung für Dritte. 

 

II). Die Verwaltung wird beauftragt,  

· die Entwicklung zu den verschiedenen internetbasierten Kommunikationsformaten zu 
kommunalen Gremiensitzungen und die Erfahrungen anderer Städte zu beobachten und 
ggf. dem Gemeinderat zu berichten. 

· im Rahmen des Projektes ulm 2.0 und der zentralen Öffentlichkeitsarbeit ein Konzept für 
ein Bürgerbeteiligungsportal zu erarbeiten und dem Gemeinderat zur Beratung und 
Beschlussfassung vorzulegen. 

· ein Konzept für ein Anliegenmanagement zu erarbeiten und dem Gemeinderat zur 
Beratung und Beschlussfassung vorzulegen. 

· in einer der nächsten Sitzungen des Hauptausschusses zum Stand der 
Breitbandversorgung zu berichten. 

· nach Abschluss des laufenden WLAN Projekts für ausgewählte innerstädtische Plätze im 
Hauptausschuss zu berichten und Vorschläge über eine Erweiterung des Angebots zu 
unterbreiten. 

· im Rahmen des Projektes ulm 2.0 die Auslobung eines Wettbewerbs für kreative IT-
Anwendungen zu prüfen. 

· Die Stadt Ulm veröffentlicht wie bisher ausschließlich öffentliche Beschlüsse der 
gemeinderätlichen Gremien. 

· in einer der nächsten Sitzungen des Hauptausschusses über den Stand der Projekte 
"Augmented Reality" zu berichten.  

· über Erfahrungen anderer Städte mit eigenen Informationsfreiheitssatzungen zu 
berichten und einen Entwurf einer Informationsfreiheitssatzung für die Stadt Ulm zu 
erstellen und dem Gemeinderat zur Beratung und Beschlussfassung vorzulegen 
(vgl. Anlage 3). 
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Antrag  Antwort 
Verwaltung 

Thema Vorschlag der 
Verwaltung 

Beschlussvorschlag / Antwort 

Nr. vom  vom    

      

148/2014 28.08.14 10.11.14 Tourismus-App Kenntnisnahme  Kenntnisnahme um den Bericht über die 
Entwicklung einer agilen APP für 
Sehenswürdigkeiten in Zusammenarbeit mit der 
UNT. 

163/2014 23.09.14 10.11.14 Live-Stream Auftrag Entwicklung zu den verschiedenen internetbasierten 
Kommunikationsformaten zu kommunalen 
Gremiensitzungen und die Erfahrungen anderer 
Städte zu beobachten und ggf. dem Gemeinderat zu 
berichten. 

170/2014 02.10.14 ausstehend Transparenz 
über die 
Ratsarbeit 

Auftrag Die Verwaltung wird beauftragt, im Rahmen des 
Projektes ulm 2.0 und der zentralen 
Öffentlichkeitsarbeit ein Konzept für ein 
Bürgerbeteiligungsportal zu erarbeiten und dem 
Gemeinderat zur Beratung und Beschlussfassung. 
vorzulegen. 004/2015 

045/2015 
20.01.15 
13.03.15 

17.03.15 
ausstehend 

Mängelmelder 
Online-Petition 

Auftrag Ein Konzept für ein Anliegenmanagement zu 
erarbeiten und dem Gemeinderat zur Beratung und 
Beschlussfassung vorzulegen. 

052/2015 24.03.15 ausstehend Elektronisches 
Anfragearchiv 

Kenntnisnahme Bericht über die Ergänzung des 
Bürgerinformationssystems im Hinblick auf Anfragen 
des Gemeinderats. 

070/2015 24.04.15 ausstehend Elektronische 
Archivierung 

Kenntnisnahme  über elektronische Archivierung zur Konservierung 
von Wissen & historischen Unterlagen nach GD 
175/15. 

070/2015 24.04.15 ausstehend Breitband-
Internet 

Auftrag Die Verwaltung wird beauftragt, in einer der 
nächsten Sitzung des Hauptausschusses zum Stand 
der Breitbandversorgung zu berichten. 

070/2015 24.04.15 ausstehend WLAN / Zugang 
zu 
Bürgerzentren 

Auftrag Nach Abschluss des laufenden WLAN Projekts für 
ausgewählte innerstädtische Plätze im 
Hauptausschuss zu berichten und Vorschläge über 
eine Erweiterung des Angebots zu unterbreiten. 

070/2015 24.04.15 ausstehend Preis für 
kreative 
Anwendungen 

Auftrag Im Rahmen des Projektes ulm 2.0 die Auslobung 
eines Wettbewerbs für kreative IT-Anwendungen zu 
prüfen. 

070/2015 24.04.15 ausstehend Elektronischer 
Newsletter 

Kenntnisnahme Die Verwaltung wird beauftragt, die Einführung 
eines städtischen elektronischen Newsletter zu 
prüfen und dem Gemeinderat zur Beratung und 
Beschlussfassung vorzulegen. 

070/2015 24.04.15 ausstehend Schriftliche 
Protokolle 

Kenntnisnahme Die Stadt Ulm veröffentlicht wie bisher ausschließlich 
öffentliche Beschlüsse der gemeinderätlichen 
Gremien. 

070/2015 24.04.15 ausstehend Partizipation / 
Augmented 
Reality  

Auftrag Die Verwaltung wird beauftragt, in einer der 
nächsten Sitzungen des Hauptausschusses über den 
Stand der Projekte "Augmented Reality" zu 
berichten.  

076/2015 28.04.15 ausstehend Erstellung einer 
Informationsfrei
heitssatzung 

Auftrag Die Verwaltung wird beauftragt, über Erfahrungen 
anderer Städte mit eigenen 
Informationsfreiheitssatzungen zu berichten und 
einen Entwurf einer Informationsfreiheitssatzung für 
die Stadt Ulm zu erstellen und dem Gemeinderat zur 
Beratung und Beschlussfassung vorzulegen. 

078/2015 05.05.15 ausstehend Haushaltsdaten Kenntnisnahme Bereitstellung der Haushaltsdaten nach der 
Genehmigung des Haushaltes. 
Bereitstellung des visualisierten Haushalts auf 
Internetplattformen durch die jeweiligen 
Internetseitenbetreiber/Drittanbieter auf Basis der 
bereitgestellten Rohdaten - nicht durch die Stadt 
Ulm. 
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Antrag Nr. Antrag vom Antwort vom Thema 
148/2014 28.08.2014 10.11.2014 Tourismus-App 
 
Sachverhalt:  
Entwicklung einer agilen APP für Sehenswürdigkeiten in Zusammenarbeit mit der UNT. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 

Eine mobile Lösung zur Darstellung touristisch interessanter Inhalte und Wegpunkte befindet 
sich in der Umsetzung. Lösung ist eine Kombination mobiler Inhalte für Webseiten und einer 
Anbindung an die „sQRibe“-App englischer und deutscher Sprache. Die Umsetzung findet 
durch die UNT in Abstimmung mit den zuständigen städtischen Fachabteilungen statt. 

Beschlussvorschlag: Kenntnisnahme um den Bericht über die Entwicklung einer agilen APP für 
Sehenswürdigkeiten in Zusammenarbeit mit der UNT. 

 

 

Antrag Nr. Antrag vom Antwort vom Thema 
163/2014 23.09.2014 10.11.2014 Live-Streaming 
 
Sachverhalt: 
Prüfung der Möglichkeiten eines Live-Streaming von Ratssitzungen, der technischen 
Umsetzung, der rechtlichen Voraussetzungen, der Einrichtungs- und Betriebskosten, der 
Möglichkeiten zur Verwendung von Open Source Software 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Mit Live-Stream aus Sitzungen der Gemeinderatssitzungen soll Internetnutzern die Gelegenheit 
gegeben werden, über diesen Kanal diese Sitzungen verfolgen zu können. 
 
Verschiedene Städte experimentieren mit diesem Kommunikationsformat. Räumliche, 
technische, finanzielle und datenschutzrechtliche Rahmenbedingungen sind zu beachten.  
 
Grundsätzlich stehen verschiedene Kommunikationsformate zur Verfügung: 

1. Audio O-Töne, Video-Statements: kurze Originalstatements  

2. Audio Podcast: Bereitstellung der Gemeinderatssitzung als Audiodatei  

3. Videolivestreaming: feststehende Kameras, welche die Sitzung 1:1 in das Internet 
übertragen. 

4. Livestream aufbereitet: Dynamische Bildführung und zeitversetzte Bereitstellung ggf. gekürzt 
im Internet. 

 
Solche Kommunikationsformate verändern die kommunalpolitische Kultur maßgeblich. Bisher 
sind die Akteure einer Gemeinderatssitzung Gemeinderäte, Verwaltung, Medienvertreter und 
Besucher persönlich im jeweiligen Sitzungsort zur gleichen Zeit anwesend. Dies prägt die 
Sitzungskultur. Die Kommunikation würde sich verändern, weil sich - wie aus div. 
Fernsehformaten bekannt - Beiträge auch nach dem "Fernsehpublikum" ausrichten. Damit sind 
Grundsatzfragen der kommunalpolitischen Kultur betroffen. Ein Abrücken von der bisherigen 
aus guten Gründen bestehenden traditionellen Form der Diskussion, bei denen die Akteure 
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gleichzeitig an einem Ort sind, wird nicht empfohlen.  
Gleichwohl ist die Entwicklung und die Erfahrung anderer Städte weiter zu beobachten und 
ggf. zu einem späteren Zeitpunkt zu beraten. 
 
Beschlussvorschlag:   
Die Verwaltung wird beauftragt, die Entwicklung zu den verschiedenen internetbasierten 
Kommunikationsformaten zu kommunalen Gremiensitzungen und die Erfahrungen anderer 
Städte zu beobachten und ggf. dem Gemeinderat zu berichten. 
 

 

Antrag Nr. Antrag vom Antwort vom Thema 
170/2014 02.10.2014 ausstehend Abgeordnetenwatch.de 

Erweiterung Ratsinformationssystem 
 
Sachverhalt:  
Bürgerinnen und Bürgern sollte die Möglichkeit gegeben werden, durch öffentliche Fragen am 
politischen Alltag teilzunehmen. Es soll geprüft werden, ob dies durch eine Erweiterung des 
Ratsinformationssystem oder die Dienstleistungsplattform Abgeordnetenwatch.de ermöglicht 
werden kann. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Abgeordnetenwatch.de bietet als Plattform den Bürgern die Möglichkeit, Fragen und 
Antworten an Politiker zu stellen. Diese beantworten die Fragestellungen öffentlich im Internet. 
Das Angebot hat sich in Bezug auf die Kommunikation zwischen Politikern und Bürgern 
zumindest auf der Bundesebene etabliert. Dennoch wird es vor allem auf der kommunalen 
Ebene nur in wenigen Kommunen eingesetzt. 
Teilhabe der Bürgerschaft an der lokalen Politik zu fördern ist ein großes Potenzial der Neuen 
Medien. Immer mehr Kommunen bedienen sich neben projektorientierter Lösungen einem 
zentralen Bürgerbeteiligungsportal, ergänzend zu den weiteren Kommunikationskanälen, 
welche zentral angeboten werden. 
Voraussetzung für die Etablierung ist die Erarbeitung eines Konzepts, weil dadurch die 
Kommunikation aller kommunalpolitischen Akteure (Fraktionen, Verwaltungsführung, etc.) 
verändert und ggf. weiterentwickelt wird. 
 
Beschlussvorschlag:   
Die Verwaltung wird beauftragt, im Rahmen des Projektes ulm 2.0 und der zentralen 
Öffentlichkeitsarbeit ein Konzept für ein Bürgerbeteiligungsportal zu erarbeiten und dem 
Gemeinderat zur Beratung und Beschlussfassung vorzulegen. 

 

Antrag Nr. Antrag vom Antwort vom Thema 
004/2015 
045/2015 

20.01.2015 
13.03.2015 

17.03.2015 
ausstehend 

Anliegenmanagement 
Online-Petition 

 
Sachverhalt: 
Mit Hilfe eines Mängelmelders soll Bürgern die Möglichkeit gegeben werden, sich in die 
Belange der Menschen vor Ort einzubringen. Im Internet sollen Bürgerinnen und Bürger Ihre 
Wünsche und Anregungen formulieren können. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Das Anliegenmanagement ist eine Ergänzung der konzeptionellen Idee eines  
Bürgerbeteiligungsportals, das beispielsweise Beschwerden, Mängel, Anregungen und 
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Stellungnahmen zu bestimmten Anliegen in einem bestenfalls medienbruchfreien Prozess 
transparent für alle in die Verwaltung einspeist. Mit einem Serviceversprechen erhalten die 
Eingebenden innerhalb von bspw. 10 Arbeitstagen eine Antwort. 
Das Format Online Petition ist Teil eines Anliegenmanagement.  
Solche Angebote gibt es bereits in verschiedenen Städten, oftmals auch unter dem Begriff 
Mängelmelder, teilweise nur für bestimmte Anliegen (Schlaglochmelder). Dieses Angebot wird 
sich mit Sicherheit in künftigen Jahren zu einem Standardangebot entwickeln. Unternehmen 
bedienen sich schon heute solcher Werkzeuge (Paketversand, Onlinehändler,...). 
Voraussetzung ist eine umfangreiche Ergänzung und auch Veränderung der Geschäftsprozesse 
und der technischen Ausstattung in der Verwaltung. Deshalb ist es erforderlich, zunächst ein 
Konzept zur Einführung zu erarbeiten.  
 
Beschlussvorschlag:   
Die Verwaltung wird beauftragt, ein Konzept für ein Anliegenmanagement zu erarbeiten und 
dem Gemeinderat zur Beratung und Beschlussfassung vorzulegen. 

 

Antrag Nr. Antrag vom Antwort vom Thema 
052/2015 24.03.2014 ausstehend Elektronisches Anfragearchiv 
 
Sachverhalt: 
Es wird gebeten, Anfragen der Fraktionen und die dazu gehörigen Stellungnahmen in 
maschinenlesbarer Form in ein öffentliches Archiv einzupflegen, ggf. durch eine Erweiterung 
des Ratsinformationssystems. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 

Das elektronische Anfragearchiv bezieht sich auf Anträge aus den Reihen des Gemeinderats an 
die Verwaltung. Bereits heute werden die Anträge (einschließlich Antwortschreiben) 
elektronisch erfasst und über das Amts-Informationssystem (Intranet) und das Gemeinderats-
Informationssystem den städtischen Mitarbeitern/innen sowie dem Gemeinderat zur Verfügung 
gestellt. 

Die Verwaltung wird in Kürze diese Informationen, rückwirkend seit Beginn der aktuellen 
Amtsperiode, in das Bürgerinformationssystem (Internet) ein pflegen. Wie bisher gilt dies nicht 
für vertrauliche oder andere verpflichtend nicht öffentliche Vorgänge. 
 
Beschlussvorschlag: Kenntnisnahme zum Bericht über die Ergänzung des 
Bürgerinformationssystems im Hinblick auf Anfragen des Gemeinderats. 
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Antrag Nr. Antrag vom Antwort vom Thema 
070/2015 24.04.2015 ausstehend Elektronische Archivierung 
 
Sachverhalt: 
Es wird beantragt, die begonnene elektronische Archivierung zur Konservierung von Wissen 
und historischen Unterlagen konsequent umzusetzen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Verwaltung hat zuletzt mit der Beschlussvorlage der Kulturabteilung vom 26. März 2015, 
GD 175/15  die Vorgehensweise zur konsequenten Archivierung und Konservierung von Wissen 
in Stadtarchiv, Museum und Bibliothek behandelt. 
 

Beschlussvorschlag: Kenntnisnahme. 

 
Antrag Nr. Antrag vom Antwort vom Thema 
070/2015 24.04.2015 ausstehend Breitbandversorgung 
 
Sachverhalt: 
Es wird beantragt, die Breitbandversorgung in Ulm zu untersuchen und mögliche 
Versorgungslücken zu schließen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Mit der Internetoffensive 2012 hat die Stadt bereits 2010 die Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm (SWU 
Telenet) beauftragt, eine flächendeckende Breitbandversorgung sicherzustellen.  
 
Beschlussvorschlag:   
Die Verwaltung wird beauftragt, in einer der nächsten Sitzung des Hauptausschusses zum 
Stand der Breitbandversorgung zu berichten. 

 

Antrag Nr. Antrag vom Antwort vom Thema 
070/2015 24.04.2015 ausstehend Öffentlicher Internet Zugang 

Öffentliches WLAN 
 
Sachverhalt: 
Es wird beantragt, für Bürgerinnen und Bürger, die über keinen Internetzugang verfügen, ein 
öffentliches Angebot zum Beispiel in Bürgerzentren zu schaffen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Stadt bietet bereits heute in verschiedenen öffentlichen Gebäuden WLAN an und baut dies 
weiter aus.  
Die Verwaltung setzt darüber hinaus derzeit die Bereitstellung von kostenlosem WLAN in 
bedeutsamen Plätzen in der Innenstadt um. Vgl. GD 020/13 HA 14.03.2013 für die 
ausgewählten Standorte Hans- und Sopie-Scholl-Platz, Münsterplatz, Marktplatz sowie 
Bahnhofsvorplatz. Gast-WLAN im Rathaus (Sitzungssäle und alle anderen Räume) und 
Umsetzung eines teilöffentlichen WLAN-Konzeptes für das Rathaus speziell für Gäste und 
Gemeinderäte. 
Die Erfahrungen aus diesem Projekt sind wichtige Grundlagen für weitere Ausbauschritte im 
öffentlichen Raum und in öffentlichen Gebäuden. Darauf aufbauend sollte über weitere 
Angebote diskutiert werden. 
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Beschlussvorschlag:  
Die Verwaltung wird beauftragt, nach Abschluss des laufenden WLAN Projekts für ausgewählte 
innerstädtische Plätze im Hauptausschuss zu berichten und Vorschläge über eine Erweiterung 
des Angebots zu unterbreiten. 

 

Antrag Nr. Antrag vom Antwort vom Thema 
070/2015 24.04.2015 ausstehend Preis für kreative IT-Anwendungen  
 
Sachverhalt: 
Vorgeschlagen wird ein Preis für kreative IT-Anwendungen um den Nachwuchs im Bereich 
Softwareentwicklung und der MINT-Fächer zu fördern. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Es gibt in Deutschland bereits etablierte Formate, wie beispielsweise App-Wettbewerbe. Das 
Donaubüro ist mit Partnern beauftragt, für das Annual Forum Donauraumstrategie in Ulm 
einen App Wettbewerb umzusetzen. Ein solcher Wettbewerb kann dazu dienen, den IT-
Standort Ulm zu stärken. 
 
Beschlussvorschlag:   
Die Verwaltung wird beauftragt, im Rahmen des Projektes ulm 2.0 die Auslobung eines 
Wettbewerbs für kreative IT-Anwendungen zu prüfen. 

 

Antrag Nr. Antrag vom Antwort vom Thema 
070/2015 24.04.2015 ausstehend Elektronischer Newsletter 
 
Sachverhalt: 
Einführung eines elektronischen Newsletter der Stadt 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Ein elektronischer Newsletter ist ein Instrument der Öffentlichkeitsarbeit. Dazu legt die 
Verwaltung mit GD 246/15 in derselben Sitzung einen Bericht vor. Dies kann eine sinnvolle 
Ergänzung der städtischen Öffentlichkeitsarbeit sein.  
 
Beschlussvorschlag:   
Die Verwaltung wird beauftragt, die Einführung eines städtischen elektronischen Newsletter zu 
prüfen und dem Gemeinderat zur Beratung und Beschlussfassung vorzulegen. 

 

Antrag Nr. Antrag vom Antwort vom Thema 
070/2015 24.04.2015 ausstehend Veröffentlichung von Protokollen 

öffentlicher Sitzungen 
 
Sachverhalt: 
Die Protokolle von öffentlichen Sitzungen gemeinderätlicher Gremien sollen über schon 
bestehende Bürgerinformationsseiten zugänglich gemacht werden. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Bisher werden im Internet direkt nach der jeweiligen Sitzung die Beschlüsse der Sitzung 
veröffentlicht. Sitzungsprotokolle werden nicht veröffentlicht. Eine Umfrage unter 10 großen 
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Städten ergab, dass mit Ausnahme von Karlsruhe, Pforzheim und Stuttgart sämtliche dieser 
Städte keine Protokolle als Kopie im Internet veröffentlichen. Die Verwaltung schlägt vor, an 
der bisherigen Praxis festzuhalten, keine Gemeinderatsprotokolle eins zu eins im Internet zu 
publizieren. 
 
Beschlussvorschlag:   
Die Stadt Ulm veröffentlicht wie bisher ausschließlich öffentliche Beschlüsse der 
gemeinderätlichen Gremien. 

 

Antrag Nr. Antrag vom Antwort vom Thema 
070/2015 24.04.2015 ausstehend Augmented Reality in der 

Projektkommunikation 
 
Sachverhalt: 
Das Werkzeug Augmented Reality soll als Kommunikationsmittel für bedeutsame Projekte und 
Planungen eingesetzt werden. Es soll ein abteilungsübergreifender Einsatzkatalog mit 
Kostenrahmen vorgelegt werden.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Mit Hilfe der neuen Technologien und Werkzeuge, zum Beispiel Augmented Reality,  lassen sich 
historische und zukünftige Gegenstände, Personen und Welten bereits jetzt realitätsnah 
visualisieren. Mittels Smartphone oder neuartigen Brillen kann die Betrachterin und der 
Betrachter in die virtuelle Welt eintauchen und so eine „Erweiterung“ der analogen Welt 
erfahren. 

Bisherige Einsatzbereiche bei der Stadt Ulm gab es in folgenden Bereichen: 

· App: Theater Ulm: Apparition („Erscheinung“) – Mit der Apparition-App lassen sich 
verschiedene historische Ulmer Persönlichkeiten wieder „zum Leben erwecken“. 

· App: Donaufest: Donauflieger – Mit der Donauflieger-App könnte man sich verschiedene 
Pilotinnen und Piloten aus den Donauländern virtuell auf sein Smartphone holen. 

· Oculus Rift: Berblinger  (in der Entwicklung) – In einer Pilotierung wird nun eine neue Brille 
zum Erleben der „virtuellen Realität“ getestet. Die Nutzerin / der Nutzer kann dabei am 
Rande der Stadtmauer des historischen Ulms einen Flug über die Donau wagen – im 
originalen Fluggerät von Albrecht Berblinger. 

· Oculus Rift: Linie 2 – In Realisierung befindet sich eine Fahrt mit der neuen Linie 2 – 
Startpunkt ist der neue Citybahnhof, vorbei an den Sedelhöfen, über die Straßenbahnlinie, 
hinauf in den Science Park III. So lässt sich Zukunft bereits heute erleben. 

 

Die Potenziale in dieser Technik liegen bspw. in der Visualisierung historischer Persönlichkeiten, 
wie z.B. Berblinger, Einstein, etc., historischer Orte, wie bsp. des Einsteinhauses, zukünftig 
entstehender Vorhaben: Sedelhöfe, Citybahnhof, Wissenschaftsstadt, neue Baugebiete, neue 
Fassaden in Baulücken, etc.. 

 
Beschlussvorschlag:   
Die Verwaltung wird beauftragt, in einer der nächsten Sitzungen des Hauptausschusses über 
den Stand der Projekte "Augmented Reality" zu berichten.  
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Antrag Nr. Antrag vom Antwort vom Thema 
076/2015 28.04.2015 ausstehend Informationsfreiheitssatzung 
 
Sachverhalt: 
Die Erstellung einer Informationsfreiheitssatzung soll geprüft werden. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Eine kommunale Informationsfreiheitssatzung verspricht dem Bürger einen einfachen und 
verlässlichen Zugang zu Daten und Informationen aus der Stadtverwaltung. Das geplante 
Informationsfreiheitsgesetz des Landes Baden-Württemberg, welches die Übersetzung des IFG 
Bund auf die Landesebene bringen soll, lässt weiter auf sich warten. Verschiedene Kommunen, 
die in Bundesländern ohne ein eigenes IFG liegen, haben sich durch eine kommunale Satzung 
beholfen.  
 
Das Informationsfreiheitsgesetz auf Bundesebene regelt den Zugang zu Informationen des 
Bundes. Es ist am 01.01.2006 in Kraft getreten. Die Art und Form einer möglichen 
Weiterverwendung der so erhaltenen Informationen ist im Informationsweiterverwendungs-
gesetz geregelt. Äquivalent zu Informationszugang stehen die Begriffe der Transparenz und der 
Akteneinsicht. In elf der 16 deutschen Bundesländer existiert ein Informationsfreiheitsgesetz: 
Brandenburg (1998), Berlin (1999), Schleswig-Holstein (2000), Nordrhein-Westfalen (2002), 
Bremen (2006), Hamburg (2006), Mecklenburg-Vorpommern (2006), Saarland (2006), 
Thüringen (2007), Sachsen-Anhalt (2008) und Rheinland-Pfalz (2008).  
Ausnahmen sind derzeit Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Niedersachsen und Sachsen. 
Ist kein IFG auf Landesebene erlassen, können die Inhalte durch die Kommunen in eigenen 
Satzungen beschlossen werden. Dies ist vor allem in Bayern häufiger der Fall. 
 
In der Anlage 3 ist ein möglicher Satzungsentwurf basierend auf verschiedenen 
Beispielsatzungen enthalten. 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Verwaltung wird beauftragt, über Erfahrungen anderer Städte mit eigenen 
Informationsfreiheitssatzungen zu berichten und einen Entwurf einer 
Informationsfreiheitssatzung für die Stadt Ulm zu erstellen und dem Gemeinderat zur Beratung 
und Beschlussfassung vorzulegen. 

 

Antrag Nr. Antrag vom Antwort vom Thema 
078/2015 05.05.2015 ausstehend Bereitstellung von Haushaltsdaten 
 
Sachverhalt: 
 
Beantragt wird (1) die Bereitstellung von Haushaltsdaten nach dem jeweiligen Beschluss des 
Haushaltes als "Open Data" und (2) die Veröffentlichung dieser Daten auf der Plattform des 
Projektes "Offener Haushalt". 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Der kommunale Haushalt ist die finanzwirtschaftliche Grundlage für die Umsetzung von 
Stadtpolitik. Zum besseren Verständnis des Zahlenwerkes existieren verschiedene 
Internetplattformen von Fremdanbietern auf denen die Haushaltsdaten einzelner Kommunen 
visualisiert werden. Diese Formen der Visualisierung, wie beispielsweise die Internetseite 
http://offenerhaushalt.de von der OKF (Open Knowledge Foundation), entwickeln sich zum 
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Standardangebot. Zur Förderung der Öffentlichkeit stellt die Stadt Ulm derzeit im Internet die 
Haushaltsdaten auf zwei Wegen bereit: als Haushaltspläne auf der eigenen Internetseite ulm.de 
(seit 2008) und in der „Rohform“ als Offene Daten (Open Data) (seit 2012). 
 
Beschlussvorschlag: 
Kenntnisnahme  

· Bereitstellung der Haushaltsdaten nach der Genehmigung des Haushaltes. 

· Bereitstellung des visualisierten Haushalts auf Internetplattformen durch die jeweiligen 
Internetseitenbetreiber/Drittanbieter auf Basis der bereitgestellten Rohdaten - nicht durch 
die Stadt Ulm. 

 




































